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4. Sozialversicherungsrecht

4.1 Art. 18d IVG i.V.m. Art. 7 Abs. 1 IVV

Regeste:
Art. 18d IVG i.V.m. Art. 7 Abs. 1 IVV – Versicherten, die vor Eintritt der Invalidität in einem
Anstellungsverhältnis standen, ist nur dann eine Kapitalhilfe zu gewähren, wenn die Auf-
nahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit invaliditätsbedingt notwendig ist. Ist hinge-
gen die Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit möglich, besteht kein Anspruch
auf Kapitalhilfe (Erw. 5.3.1).

Aus dem Sachverhalt:

Der Versicherte, Jahrgang 1968, schloss 1988 die Lehre als Konstruktionsschlosser ab und
arbeitete dann in Zug als Metallbauschlosser. Im Jahr 2011 musste er seine unselbständige
Erwerbstätigkeit als Metallbauschlosser wegen gesundheitlichen Beschwerden – Kalk- und
Kristallablagerungen in den Knien – jedoch aufgeben, weshalb er im April 2011 eine von
der IV-Stelle finanzierte Umschulung zum Bauleiter-Hochbau begann. Er besuchte ab dem
30. April 2011 die berufsbegleitende Ausbildung zum Bauleiter und nahm ab dem 1. Mai 2011
ein Praktikum in dieser Funktion auf. Nach eineinhalb Semestern musste er die theoretische
Grundausbildung im Januar 2012 aus gesundheitlichen Gründen (Hand- und Fussgelenkprob-
leme) jedoch bereits wieder abbrechen, weshalb die praktische Ausbildung ohne den theo-
retischen Teil fortgesetzt wurde. Doch auch die praktische Ausbildung musste er im Septem-
ber 2012 krankheitsbedingt unterbrechen, was schliesslich zum definitiven Abbruch der Aus-
bildung per Ende April 2013 führte. In der Folge hatte der Beschwerdeführer verschiedene
Nebenjobs und nahm schliesslich im Mai 2016 eine selbständige Geschäftstätigkeit auf dem
Gebiet des Metallbaus auf, wofür er bei der IV-Stelle ein Gesuch um Kapitalhilfe in der
Höhe von Fr. 50’000.– stellte, welches indes mit Vorbescheid vom 16. Mai 2017 bzw. Ver-
fügung vom 11. September 2017 abgewiesen wurde. Mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde
vom 11. Oktober 2017 liess der Versicherte beantragen, die Verfügung vom 11. Septem-
ber 2017 sei aufzuheben, dem Gesuch um Kapitalhilfe sei stattzugeben, eventualiter seien
weitere Sachverhaltsabklärungen durch die Beschwerdegegnerin vorzunehmen; alles unter
Kosten- und Entschädigungsfolgen zulasten der Beschwerdegegnerin. Mit Vernehmlassung
vom 16. November 2017 beantragte die IV-Stelle die vollumfängliche Abweisung der Beschw-
erde.

Aus den Erwägungen:

(...)

3.2 Invalide oder von einer Invalidität bedrohte Versicherte haben Anspruch auf Eingliede-
rungsmassnahmen, soweit diese notwendig und geeignet sind, die Erwerbsfähigkeit oder die
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Fähigkeit, sich im Aufgabenbereich zu betätigen, wieder herzustellen, zu erhalten oder zu
verbessern und die Voraussetzungen für den Anspruch der einzelnen Massnahmen erfüllt
sind (Art. 8 Abs. 1 IVG). Der Anspruch auf Eingliederungsmassnahmen besteht unabhängig
von der Ausübung einer Erwerbstätigkeit vor Eintritt der Invalidität (Art. 8 Abs. 1bis IVG). Die
Eingliederungsmassnahmen bestehen gemäss Abs. 3 in medizinischen Massnahmen (lit. a),
Integrationsmassnahmen zur Vorbereitung auf die berufliche Eingliederung (lit. abis), Mass-
nahmen beruflicher Art (Berufsberatung, erstmalige berufliche Ausbildung, Umschulung, Ar-
beitsvermittlung, Kapitalhilfe; lit. b) und in der Abgabe von Hilfsmitteln (lit. d). (...)

3.3 Die beruflichen Eingliederungsmassnahmen werden in Art. 15 ff. IVG konkretisiert. Ge-
mäss Art. 18d IVG i.V.m. Art. 7 Abs. 1 der Verordnung über die Invalidenversicherung vom
17. Januar 1961 (IVV, SR 831.201) kann einer eingliederungsfähigen invaliden versicherten
Person mit Wohnsitz in der Schweiz eine Kapitalhilfe zur Aufnahme oder zum Ausbau ein-
er Tätigkeit als Selbständigerwerbende sowie zur Finanzierung von invaliditätsbedingten be-
trieblichen Umstellungen gewährt werden, sofern sie sich in fachlicher und charakterlicher
Hinsicht für eine selbständige Erwerbstätigkeit eignet, die wirtschaftlichen Voraussetzun-
gen für eine dauernde existenzsichernde Tätigkeit gegeben sind und für eine ausreichende
Finanzierung Gewähr geboten ist. Die Kapitalhilfe kann ohne Rückzahlungspflicht oder als
zinsloses oder verzinsliches Darlehen gewährt werden. Sie kann auch in Form von Betrieb-
seinrichtungen oder Garantieleistungen erbracht werden (Art. 7 Abs. 2 IVV).

3.4

3.4.1 Im Kreisschreiben des Bundesamtes für Sozialversicherungen über die Eingliederungs-
massnahmen beruflicher Art (KSBE, Stand 1. Mai 2017) sind die obgenannten Voraussetzun-
gen der Kapitalhilfe unter Rz. 6004 konkretisiert und weitere aufgezählt:

– es muss eine Invalidität vorliegen, die der versicherten Person die weitere Ausübung der
unselbständigen Erwerbstätigkeit nicht mehr erlaubt oder unzumutbar macht, oder die
bisherige selbständige Erwerbstätigkeit erheblich beeinträchtigt;

– die versicherte Person muss subjektiv und objektiv eingliederungsfähig sein;
– die versicherte Person muss sich fachlich und charakterlich (Selbst- und Sozialkompeten-

zen) für eine selbständige Erwerbstätigkeit eignen;
– die versicherte Person muss in der Schweiz Wohnsitz haben;
– die Eingliederungsmassnahme, die zur selbständigen Erwerbstätigkeit führt, muss einfach

und zweckmässig sein;
– der Gesundheitszustand und die wirtschaftlichen Aussichten müssen Gewähr für eine

längerdauernde und existenzsichernde Eingliederung bieten. Eine Existenzsichernde Er-
werbstätigkeit liegt vor, wenn die Kapitalhilfe der versicherten Person ermöglicht, aus der
selbständigen Erwerbstätigkeit während einer längeren Zeitspanne ein Bruttoeinkommen
zu erzielen, das mindestens dem Mittelbetrag zwischen dem Minimum und Maximum der
ordentlichen einfachen Altersrente entspricht, wobei Renten irgendwelcher Art, die die
versicherte Person bezieht, nicht zu berücksichtigen sind;

6



Inhaltsverzeichnis

– zusammen mit der Kapitalhilfe muss eine ausreichende und angemessene Finanzierung
längerdauernd gesichert sein.

Sodann wird in Rz. 6005 KSBE festgehalten, dass versicherte Personen, denen es auf Grund
einer Invalidität nicht mehr möglich oder nicht zumutbar ist, als Unselbständigerwerbende
tätig zu sein sowie Selbständigerwerbende, die aus invaliditätsbedingten Gründen ihren Be-
trieb umstellen müssen, Anspruch auf Kapitalhilfe haben. Einer versicherten Person, die nach
erfolgten beruflichen Massnahmen der IV eine selbständige Erwerbstätigkeit aufnimmt, ob-
schon eine Beschäftigung in einem Anstellungsverhältnis zumutbar wäre, ist in der Regel
keine Kapitalhilfe zu gewähren (Rz. 6006 KSBE). Versicherten Personen, die vor Eintritt der
Invalidität in einem Anstellungsverhältnis standen, ist eine Kapitalhilfe zu gewähren, wenn die
Aufnahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit angesichts der Invalidität eindeutig einfach-
er und zweckmässiger ist als die Umschulung auf einen Beruf, der im Angestelltenverhältnis
ausgeübt werden kann (Rz. 6007 KSBE).

3.4.2 Verwaltungsweisungen – wie das obig zitierte Kreisschreiben – richten sich an die
Durchführungsstellen und sind für das Sozialversicherungsgericht nicht verbindlich. Dieses
soll sie bei seiner Entscheidung jedoch berücksichtigen, soweit sie eine dem Einzelfall ange-
passte und gerecht werdende Auslegung der anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen zu-
lassen. Mithin weicht das Gericht nicht ohne triftigen Grund von Verwaltungsweisungen ab,
wenn diese eine überzeugende Konkretisierung der rechtlichen Vorgaben darstellen. Insofern
wird dem Bestreben der Verwaltung, durch interne Weisungen eine rechtsgleiche Gesetze-
sanwendung zu gewährleisten, Rechnung getragen (vgl. BGE 133 V 257 Erw. 3.2, mit vielen
weiteren Hinweisen).

(...)

5. Strittig und zu prüfen ist, ob die Voraussetzungen zur Gewährung der Kapitalhilfe erfüllt
sind oder nicht.

5.1 Die Beschwerdegegnerin begründet die Abweisung des Antrages betreffend Kapitalhilfe
unter Hinweis auf die Urteile des Bundesgerichts 9C_231/2009 vom 23. Dezember 2009,
Erw. 3 und I 122/01 vom 5. März 2002 sowie Rz. 6005 KSBE damit, dass Versicherten, die vor
Eintritt der Invalidität in einem Anstellungsverhältnis gestanden hätten, nur dann eine Kapital-
hilfe zu gewähren sei, wenn die Aufnahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit invaliditäts-
bedingt notwendig sei. Sei hingegen die Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit
möglich, bestehe kein Anspruch auf Kapitalhilfe. Wie der gutachterlichen Beurteilung sowie
der ablehnenden Rentenverfügung vom 29. Februar 2016 entnommen werden könne, sei dem
Versicherten eine angepasste Tätigkeit im Rahmen der ergonomischen Rahmenbedingungen
zumutbar. Solche Tätigkeiten seien auf dem ausgeglichenen Arbeitsmarkt erhältlich. Damit
seien die Voraussetzungen für den Anspruch auf Kapitalhilfe nicht gegeben.
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5.2 Dem hielt der Beschwerdeführer unter Hinweis auf die entsprechende Literatur von Ul-
rich Meyer entgegen, der Anspruch auf Kapitalhilfe setze voraus, dass der Versicherte als Un-
selbständiger nicht hinreichend eingegliedert sei. Doch treffe es nicht zu, dass überall dort,
wo eine unselbständige Erwerbstätigkeit zumutbar wäre, die Kapitalhilfe entfiele. Vielmehr
genüge es, dass die Zweckmässigkeit einer Verselbständigung gegeben sei. Ohne Zweifel
stehe fest, dass er als Unselbständiger nicht hinreichend eingegliedert sei. Mit seinen kör-
perlichen Beschwerden sei es für ihn nach wie vor schwierig, eine angepasste Tätigkeit als
Unselbständiger zu finden.

5.3

5.3.1 Mit der Beschwerdegegnerin ist zunächst festzuhalten, dass das Bundesgericht die
Rechtsprechung von I 122/01, veröffentlicht in AHI 2002 S. 180, in den Urteilen 9C_290/2008
vom 27. Januar 2009, Erw. 3.3 und 9C_231/2009 vom 23. Dezember 2009, Erw. 3.1, aus-
drücklich bestätigt hat. Demgemäss ist Versicherten, die vor Eintritt der Invalidität in einem
Anstellungsverhältnis standen, nur dann eine Kapitalhilfe zu gewähren, wenn die Aufnahme
einer selbständigen Erwerbstätigkeit invaliditätsbedingt notwendig ist. Ist hingegen die Aus-
übung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit möglich, besteht kein Anspruch auf Kapital-
hilfe. Entsprechend wird in Rz. 6005 KSBE festgehalten, Anspruch auf Kapitalhilfe hätten
versicherte Personen, denen es auf Grund einer Invalidität nicht mehr möglich oder nicht
zumutbar sei, als Unselbständigerwerbende tätig zu sein sowie Selbständigerwerbende, die
aus invaliditätsbedingten Gründen ihren Betrieb umstellen müssten. Verwiesen wird in diesem
Zusammenhang auf den bereits genannten und in AHI 2002 S. 180 veröffentlichten Entscheid
des EVG I 122/01.

Wie vom Beschwerdeführer zu Recht vorgebracht, trifft es zwar zu, dass sich Verwaltungs-
weisungen an die Durchführungsstellen richten und für das Sozialversicherungsgericht nicht
verbindlich sind. Der Beschwerdeführer verkennt jedoch, dass sie das Gericht bei seiner
Entscheidung berücksichtigten soll, soweit sie eine dem Einzelfall angepasste und gerecht
werdende Auslegung der anwendbaren gesetzlichen Bestimmungen zulassen. Mithin weicht
das Gericht nicht ohne triftigen Grund von Verwaltungsweisungen ab, wenn diese eine über-
zeugende Konkretisierung der rechtlichen Vorgaben darstellen (vgl. Erw. 3.4.2). Für den vor-
liegenden Fall bedeutet dies, dass an Rz. 6005 KSBE festgehalten wird, wendet das Bun-
desgericht das fragliche Kreisschreiben und insbesondere auch Rz. 6005 doch in konstanter
Praxis an, womit zum Ausdruck gebracht wird, dass die fragliche Verwaltungsweisung mit
den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen durchaus vereinbar ist. Damit ergibt sich für
das kantonale Sozialversicherungsgericht keine Veranlassung, den Anspruch auf Kapitalhilfe
im vorliegenden Fall abweichend zu beurteilen. Insbesondere stellt auch die abweichende
Lehrmeinung von Ulrich Meyer entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers keinen trifti-
gen Grund dar, um von Rz. 6005 KSBE und der bisherigen Rechtsprechung des Bundes-
gerichts abzuweichen. Die Beschwerdegegnerin hat somit als Voraussetzung zur Ausrichtung
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einer Kapitalhilfe zu Recht die Unmöglichkeit einer Eingliederung als Unselbständiger ver-
langt.

5.3. Zu prüfen ist dementsprechend, ob der Beschwerdeführer seine Arbeitsfähigkeit in-
validitätsbedingt nur noch in einer selbständigen Erwerbstätigkeit realisieren kann. Dies-
bezüglich ist auf das Gutachten von Dr. med. A, Facharzt für Rheumatologie, vom 8. Juli
2015, welches Grundlage der rechtskräftigen Verfügung vom 29. Februar 2016 war, zu ver-
weisen. Darin kommt Dr. A zum Schluss, dass dem Beschwerdeführer eine mittelschwere
bis schwere körperliche Tätigkeit, darunter auch die ursprüngliche Tätigkeit als Schlosser,
nicht mehr zumutbar sei. Hingegen bestehe in einer angepassten, körperlich leichten, ide-
alerweise wechselbelastenden Tätigkeit mit sitzenden Episoden, ohne repetitive Heb-/Trag-
belastung über Lenden-/Brusthöhe von mehr als 5 kg, ausnahmsweise 10 bis 15 kg, ohne
Gehen in unebenem Gelände und ohne Besteigen von Leitern/Gerüsten eine vollschichtige
Arbeitsfähigkeit. Dementsprechend ist dem Beschwerdeführer eine den ergonomischen Rah-
menbedingungen angepasste Tätigkeit zu 100 % zumutbar. Mit der Beschwerdegegnerin ist
sodann festzustellen, dass solche Tätigkeiten auf dem ausgeglichenen Arbeitsmarkt verfüg-
bar sind und der Beschwerdeführer gute Voraussetzungen mitbringt, um im Rahmen von prak-
tischen Tätigkeiten auch unter Berücksichtigung des ergonomischen Profils eine Tätigkeit
im Rahmen des Kompetenzniveaus 2 auszuüben. Wie der rechtskräftigen Verfügung vom
29. Februar 2016 entnommen werden kann, ist dabei an Arbeiten im Zusammenhang mit
dem Bedienen von Maschinen und elektronischen Geräten, allenfalls im Sicherheitsdienst
sowie an die vom Beschwerdeführer selbst genannten Tätigkeiten wie Logistiker, Lagerbe-
wirtschafter oder technischer Hauswart zu denken. Angesichts dessen muss festgehalten
werden, dass Anstellungsmöglichkeiten entsprechend den beruflichen Qualifikationen des
Beschwerdeführers auch unter Berücksichtigung der ergonomischen Rahmenbedingungen
offensichtlich vorhanden waren, weshalb ihm eine unselbständige Erwerbstätigkeit weiterhin
zumutbar gewesen wäre, mithin kann trotz seiner Einschränkung vernünftigerweise erwartet
werden, dass er als Angestellter arbeitet. Die Notwendigkeit von einer unselbständigen auf
eine selbständige Erwerbstätigkeit umzustellen, ist aktenmässig nicht ausgewiesen. Der im
Mai 2016 erfolgte Wechsel des Beschwerdeführers in eine selbständige Erwerbstätigkeit kann
somit nicht als invaliditätsbedingt erforderlich im Sinne von Rz. 6005 KSBE beurteilt werden.
In diesem Punkt ist der Beschwerdegegnerin zuzustimmen.

Sodann kann nicht gesagt werden, dass die Aufnahme der selbständigen Erwerbstätigkeit ein-
deutig einfacher und zweckmässiger ist als die Umschulung auf einen Beruf, der im Angestell-
tenverhältnis ausgeübt werden kann (vgl. Rz. 6007 KSBE). Das Kreisschreiben verweist in
diesem Zusammenhang auf AHI 1999 S. 129. In diesem Entscheid hielt das EVG unter Hinweis
auf die Schadenminderungspflicht fest, dass bei verschiedenen an sich erfolgsversprechen-
den beruflichen Eingliederungsmassnahmen Anspruch auf diejenige bestehe, die am besten
geeignet sei, die Erwerbsfähigkeit wieder herzustellen. Wenn deshalb davon auszugehen sei,
dass eine versicherte Person mit der Eingliederung in eine unselbständige Erwerbstätig-
keit ein höheres Einkommen erzielen könnte als mit der Aufnahme einer selbständigen Er-
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werbstätigkeit, so sei die IV-Stelle nicht verpflichtet, weitere Abklärungen für eine Kapitalhilfe
vorzunehmen. Wie der rechtskräftigen Verfügung vom 29. Februar 2016 entnommen werden
kann, könnte der Beschwerdeführer in einer angepassten Erwerbstätigkeit ein Jahreseinkom-
men von Fr. 64’531.– erzielen. Demgegenüber wurde im Jahr 2016 (1. Mai bis 31. Dezember
2016) durch seine Selbständigkeit ein Reingewinn von Fr. 20’496.60 erzielt. Über den ak-
tuellen Geschäftsgang liegen keine Zahlen vor. Es ist jedoch mit überwiegender Wahrschein-
lichkeit davon auszugehen, dass der Beschwerdeführer mit Eingliederung in eine unselb-
ständige Erwerbstätigkeit ein höheres Einkommen erzielen könnte als mit seiner selbständi-
gen Erwerbstätigkeit. Dementsprechend kann die Aufnahme der selbständigen Erwerbstätig-
keit auch nicht als zweckmässiger im Sinne von Rz. 6007 KSBE angesehen werden.

Schliesslich ist unter Hinweis auf Rz. 6004 KSBE in Erinnerung zu rufen, dass im Falle ein-
er Kapitalhilfe der Gesundheitszustand und die wirtschaftlichen Aussichten für eine länger-
dauernde Eingliederung gewährt sein müssen. Wie die Beschwerdegegnerin und auch das
BSV zu Recht ausgeführt haben, ist es im vorliegenden Fall fraglich, ob der Ausbau der
Tätigkeit langfristig mit der aktuellen gesundheitlichen Situation vereinbar ist. Zwar ist eine
gewisse Verbesserung im Arztbericht vom 29. Mai 2017 ausgewiesen, die Stabilität der ge-
sundheitlichen Verbesserung scheint jedoch nicht hinreichend gesichert. Der Beschwerdegeg-
nerin ist diesbezüglich jedoch zuzustimmen, dass sich weitere medizinische Abklärungen
erübrigen, da der Anspruch auf Kapitalhilfe bereits an der Voraussetzung der fehlenden Mög-
lichkeit, als Unselbständiger tätig zu sein, scheitert.

6. Nach dem Gesagten ergibt sich, dass die Beschwerdegegnerin kein Recht verletzte, wenn
sie das Gesuch um Kapitalhilfe abwies. Im Gegenteil widerspiegelt die angefochtene Ver-
fügung nur die konstante höchstrichterliche Rechtsprechung und ein Abweichen davon er-
scheint dem Verwaltungsgericht nicht angezeigt. Dem Beschwerdeführer wäre es aus invali-
denversicherungsrechtlicher Sicht nicht unmöglich oder unzumutbar gewesen, eine unselb-
ständige Tätigkeit zu suchen und auszuüben, weshalb eine Kapitalhilfe bereits aus diesem
Grund nicht gewährt werden kann. Zusammenfassend ist somit festzuhalten, dass die Vo-
raussetzungen nach Art. 18d IVG i.V.m. Art. 7 Abs. 1 IVV für einen Anspruch auf Kapitalhilfe
nicht erfüllt sind. Die angefochtene Verfügung vom 11. September 2017 erweist sich de-
mentsprechend als rechtens, was zur Abweisung der Beschwerde führt.

(...)

Urteil des Verwaltungsgerichts vom 19. Juli 2018, S 2017 139
Das Urteil ist rechtskräftig.
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4.2 Art. 4 lit. d FamZG i.V.m., Art. 24 FamZG, Art. 6 Abs. 1 lit. b FamZV, Art. 7 Abs. 1
FamZV

Regeste:
Art. 4 lit. d FamZG i.V.m. Art. 24 FamZG, Art. 6 Abs. 1 lit. b FamZV und Art. 7 Abs. 1
FamZV – Erwerbstätige Grosseltern können für ihre im Ausland lebenden Enkelkinder
Kinderzulagen beanspruchen, wenn sie für deren Unterhalt in überwiegendem Masse
aufkommen. Dabei wird unter anderem vorausgesetzt, dass sie pro Kind mindestens
einen monatlichen Geldbetrag in der Höhe der maximalen vollen Waisenrente nach AHVG
überweisen. Dies ist der Fall, wenn eine Grossmutter monatlich pro Enkelkind einen Be-
trag von EUR 1’000.– nach Portugal überweist (Erw. 5.2.1). Das Doppelbezugsverbot
gilt im Inland und hat beim Zusammenfallen von bundesrechtlichen Zulagen und Zulagen
nach ausländischem Recht keine Bedeutung (Erw. 5.2.3).

Aus dem Sachverhalt:

Die Versicherte meldete sich im April 2015 bei der Familienausgleichskasse Zug zum Bezug
von Kinderzulagen für ihre in Portugal lebenden Enkelkinder A und B an. Die Familienaus-
gleichskasse Zug leitete daraufhin diverse Abklärungen ein und lehnte einen Anspruch mit
Verfügung vom 26. Juli 2016 ab. Zur Begründung wurde im Wesentlichen dargelegt, die Leis-
tungsansprecherin komme nicht in überwiegendem Masse im Sinne von Art. 6 Abs. 1 lit. b
FamZV für den Unterhalt der Kinder auf. Diese Verfügung erwuchs unangefochten in Recht-
skraft. In der Folge erhöhte die Leistungsansprecherin ihre monatlichen Zahlungen von rund
EUR 400.– auf rund EUR 2’000.– und meldete sich Ende Dezember 2016 erneut zum Bezug
von Familienzulagen an. Mit Verfügung vom 12. Mai 2017 wurde der Anspruch wiederum
abgelehnt und begründend ausgeführt, die Erhöhung der Zahlungen sei einzig zum Zwecke
erfolgt, in rechtswidriger Weise einen Kinderzulagenanspruch zu erwirken, dies obgleich die
finanzielle Belastung durch die Enkelkinder nicht mehr als EUR 400.– betrage.

Die am 7. Juni 2017 dagegen erhobene Einsprache wies die Familienausgleichskasse mit
Entscheid vom 3. November 2017 ab. Begründend wurde im Wesentlichen dargelegt, mit
Schreiben vom 18. Juli 2017 habe die Einsprecherin bestätigt, dass ihre Enkel bei der leib-
lichen Mutter, C, sowie beim Kindsvater in Portugal lebten und dass die leibliche Mutter
Sozialhilfe, in diesem Zusammenhang auch «abonos de familia» beziehe, was den hiesigen
Kinderzulagen entspreche. Bei dieser Ausgangslage sei nach portugiesischem Recht zu prüfen,
ob die Familie Anspruch auf Kinderzulagen habe. Dies sei offensichtlich der Fall. Die in Por-
tugal lebenden Enkel der Leistungsansprecherin wie auch deren Eltern hätten sodann keinen
Bezug zum Ausland, da sie in Portugal lebten und die Eltern denn auch nicht im Ausland
arbeiteten. Da es sich somit gar nicht um einen internationalen Sachverhalt mit Beteiligung
der Schweiz handle, könne auch kein Anspruch auf Kinderzulagen der Schweiz begründet
werden. Andernorts wurde ausgeführt, selbst wenn die Leistungsansprecherin die Voraus-
setzungen nach Art. 4 lit. d FamZG – Anspruch für Enkel der bezugsberechtigten Person,
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wenn letztere für deren Unterhalt in überwiegendem Masse aufkommt – und Art. 6 FamZG –
Verbot des Doppelbezugs – erfüllen würde, bestehe kein Spielraum für eine Erweiterung des
Bezügerkreises über die Kindeseltern hinaus. So greife Art. 4 lit. d FamZG auch nur dann,
wenn die bezugsberechtigte Person in überwiegendem Masse für den Unterhalt der Enkel
aufkomme und wenn die Kinder in der Schweiz wohnten und nicht bereits ihre Eltern für sie
Zulagen bezögen. Nur in solchen Fallkonstellationen sei die Bezugsberechtigung von Grossel-
tern zu prüfen. Schliesslich handle es sich bei den von der Leistungsansprecherin getätigten
Zahlungen nicht um eine rechtliche Verpflichtung, weshalb nicht erkennbar sei, wieso die
Schweiz in diesem Zusammenhang Zulagen ausrichten sollte. Zu guter Letzt seien Kinderzu-
lagen ins Ausland nach FamZG nur auszurichten, wenn eine zwischenstaatliche Vereinbarung
dies vorsehe (Art. 7 Abs. 2 FamZV). Sodann sei der Anspruch auf schweizerische Kinderzula-
gen auch nur subsidiär. Wenn die Person, die in der Schweiz arbeite, oder eine andere Person
Familienzulagen beziehen könne, entfalle der Anspruch in der Schweiz. Nach dem Gesagten
entfalle der Anspruch auf Familienzulagen nach Schweizer Recht vorliegend.

Aus den Erwägungen:

(...)

2.1.1 Gemäss Art. 3 Abs. 1 lit. a FamZG wird ab dem Geburtsdatum eines Kindes bis zum Ende
des Monats, in dem das Kind das 16. Altersjahr vollendet, eine Kinderzulage ausgerichtet. Ab
dem Ende des Monats, in dem das Kind das 16. Altersjahr vollendet, bis zum Abschluss der
Ausbildung, längstens jedoch bis zum Ende des Monats, in dem es das 25. Altersjahr vollen-
det, wird gemäss Art. 3 Abs. 1 lit. b FamZG eine Ausbildungszulage ausgerichtet. Artikel 1
Abs. 1 der Verordnung über die Familienzulagen vom 31. Oktober 2007 (FamZV, SR 836.21)
legt dabei präzisierend fest, dass ein Anspruch auf eine Ausbildungszulage für Kinder beste-
ht, die eine Ausbildung im Sinne von Art. 25 Abs. 5 des Bundesgesetzes vom 20. Dezember
1946 über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG, SR 831.10) – diese Bestim-
mung regelt den Anspruch auf Waisenrenten bis zum vollendeten 25. Altersjahr – absolvieren.

2.1.2 Als im Sinne von Art. 4 FamZG anspruchsberechtigt gelten Kinder, zu denen ein Kindesver-
hältnis im Sinne des ZGB besteht (Art. 4 Abs. 1 lit. a FamZG), Stiefkinder (lit. b), Pflegekinder
(lit. c), und Geschwister oder Enkelkinder der bezugsberechtigten Person, wenn diese für
deren Unterhalt in überwiegendem Masse aufkommen (lit. d). Für Kinder, die im Ausland
wohnen, regelt der Bundesrat die Anspruchsberechtigung. Dabei verweist Art 24 FamZG auf
das Freizügigkeitsabkommen zwischen der Schweiz und der EU, auf die Protokolle zur Aus-
dehnung des Abkommens auf weitere EU-Mitgliedstaaten sowie auf die EU-Verordnungen
1408/71 und 574/72. In diesem Zusammenhang wird auch auf die VO 883/2004 sowie die
VO 988/2009 verwiesen. Nach Art. 7 FamZV werden für Kinder mit Wohnsitz im Ausland
Familienzulagen ausgerichtet, wenn zwischenstaatliche Vereinbarungen dies vorschreiben.
Vorbehalten bleiben Spezialvorschriften für Schweizer, die in öffentlichen Funktionen für die
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Schweiz im Ausland tätig sind oder entsendete Arbeitnehmer). Artikel 8 FamZV regelt sodann
die Kaufkraftanpassung für Kinder mit Wohnsitz im Ausland.

Nach Art. 6 FamZV (Geschwister und Enkelkinder; überwiegender Unterhalt) kommt eine
Person in überwiegendem Masse für den Unterhalt auf, wenn das Kind a) in ihrem Haushalt
lebt und der von dritter Seite für den Unterhalt des Kindes bezahlte Betrag die maximale volle
Waisenrente der AHV (Stand 2017: Fr. 940.– pro Monat) nicht übersteigt; oder b) die Person
an den Unterhalt des Kindes, das nicht in ihrem Haushalt lebt, einen Betrag von mindestens
der maximalen vollen Waisenrente der AHV zahlt.

2.1.3 Nach Art. 6 FamZG wird für das gleiche Kind nur eine Zulage derselben Art ausgerichtet,
wobei die Differenzzahlung nach Art. 7 vorbehalten bleibt. Artikel 7 FamZG sodann regelt die
Anspruchskonkurrenz. Haben mehrere Personen für das gleiche Kind Anspruch auf Fami-
lienzulagen, so steht der Anspruch zunächst der erwerbstätigen Person; dann der Person,
die die elterliche Sorge inne hat bzw. bis zur Mündigkeit inne hatte; danach der Person,
bei der das Kind überwiegend lebt(e); der Person, auf die die Familienzulagenordnung im
Wohnsitzkanton des Kindes anwendbar ist; der Person mit dem höheren AHV-pflichtigen
Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit; schliesslich der Person mit dem höheren
AHV-pflichtigen Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit zu (Abs. 1). Bei konkurren-
zierenden Ansprüchen nach zwei verschiedenen kantonalen Zulageordnungen hat die zweit-
berechtigte Person Anspruch auf den Betrag, um den der gesetzliche Mindestansatz in ihrem
Kanton jenen des anderen Kantons übersteigt (Differenz-zahlung; Abs. 2).

2.2 Zu Art. 4 Abs. 1 lit. d FamZG halten die Kommentatoren Kieser und Reichmuth unter
anderem fest, nach dem BSV könne es sich bei dieser Konstellation nur um wenige Fälle han-
deln, weshalb sich die Frage ergebe, ob eine spezielle Regelung überhaupt erforderlich gewe-
sen sei oder ob die wenigen Fälle nicht auch über die Pflegekinderregelung hätten erfasst
werden können (Ueli Kieser/Marco Reichmuth, Praxiskommentar FamZG, Zürich/St.Gallen
2010, Art. 4 N. 48). Die Fallkonstellation, dass Kinder mit ihren nicht erwerbstätigen Eltern
im Ausland leben, dort auch Fürsorgegelder inklusive Kinderzulagen erhalten und überdies
von den Grosseltern aus der Schweiz unterstützt werden, handeln die Kommentatoren nicht
speziell ab.

Zum Aspekt des Verbots des Doppelbezugs halten Kieser und Reichmuth unter anderem fest,
Art. 6 FamZG habe beim Zusammenfallen von bundesrechtlichen Familienzulagen und Zula-
gen nach ausländischem Recht keine Bedeutung. Soweit die Materialien noch etwas anderes
besagten, müsse bedacht werden, dass der Gesetzestext später noch Änderungen erfahren
habe (Kieser/Reichmuth a.a.O., Art. 6 N. 22 f.).

2.3 Der Wegleitung zum Bundesgesetz über die Familienzulagen FamZG (FamZWL), Stand
1. Januar 2017, ist zum Zulagenanspruch für Enkelkinder nur zu entnehmen, was sich auch
direkt aus Art. 4 Abs. 1 lit. d FamZG sowie Art. 6 FamZV ergibt (vgl. FamZWL Rzn. 241 bis
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243). Zum Thema Kinder mit Wohnsitz im Ausland wird in FamZWL Rz. 301 grundsätzlich fest-
gehalten, eine Zulagenausrichtung erfolge nur, wenn zwischenstaatliche Vereinbarungen dies
vorschreiben würden, was bei Kindern, die in EU/EFTA-Staaten wohnten, der Fall sei. Die Ein-
schränkungen beim Bezug von Familienzulagen für im Ausland wohnhafte Kinder gelten nicht
nur für die bundesrechtlichen Minimal-, sondern auch für die höheren Beiträge, die die Kan-
tone festsetzen. Es findet somit kein Splitting zwischen dem bundesrechtlichen Minimum und
dem diese Limite übersteigenden kantonalrechtlichen Betrag statt (FamZWL Rz. 302). Zum
Thema Anspruchskonkurrenz im Verhältnis zu Ländern der EU und der EFTA wird ausgeführt,
Leistungen, auf welche aufgrund einer Erwerbstätigkeit ein Anspruch bestehe, hätten Vor-
rang von rentenabhängigen Leistungen; sodann gingen Leistungen aufgrund einer Erwerbs-
tätigkeit oder einer Rente wohnsitzabhängigen Leistungen vor. Bei mehreren aufgrund einer
Erwerbstätigkeit anspruchsberechtigten Personen sei die Person erstanspruchsberechtigt,
die im Staat erwerbstätig sei, wo die Familie wohne (FamZWL Rz. 434). FamWZL Rzn. 435
bis 437 regeln alsdann die Differenzzahlungen bei Anspruchskonkurrenz mit internationalen
Verhältnissen.

3. Fest steht vorliegend, dass die Beschwerdeführerin, die Grossmutter der in Portugal leben-
den Kinder A und B, bereits im April 2015 Anspruch auf Kinderzulagen für ihre Enkel beantragte
und dass die Familienausgleichskasse des Kantons Zug den Anspruch mit Hinweis auf Art. 6
Abs. 1 lit. b FamZV verneinte, da sie, die Beschwerdeführerin und Grossmutter, nicht in über-
wiegendem Masse im Sinne der Verordnungsbestimmung für die Kinder aufkomme. In der
Folge erhöhte die Beschwerdeführerin ihre monatlichen Zahlungen an die beiden in Portugal
lebenden Kinder von EUR 400.– auf EUR 2’000.– und meldete sich wiederum zum Leistungs-
bezug an. Während die Beschwerdeführerin einen Anspruch gestützt auf Art. 4 Abs. 1 lit. d
FamZG nun als erstellt sieht, sieht die Beschwerdegegnerin einen Verstoss gegen das Verbot
des Doppelbezugs bzw. ein rechtsmissbräuchliches Vorgehen.

(...)

5. In der Folge ist aufgrund der Akten die aktuelle Situation zu erstellen und zu entscheiden,
ob diese einen Anspruch der Grossmutter auf Kinderzulagen rechtfertigt oder ob vorliegend
wirklich ein Fall offenen Rechtsmissbrauchs vorliegt.

5.1 Aus den vorliegenden Akten ergibt sich, dass ein Familien- und Jugendgericht in Porto,
Portugal, im Oktober 2010 festhielt, dass die elterliche Sorge über die Kinder A und B dem
Kindsvater übertragen worden sei, dass die Kinder aber bei der Grossmutter leben würden.
Der portugiesische Familiengerichtsentscheid nennt keine konkrete Adresse. Aus den weit-
eren Akten ergibt sich indes, dass die Grossmutter zum damaligen Zeitpunkt offenbar noch in
Portugal lebte, wo sie über ein eigenes Haus verfügt. Ein damaliger Wohnsitz in der Schweiz
ist jedenfalls nicht erstellt und es ist anzunehmen, dass die psychisch kranke Kindsmutter
damals ebenfalls im Haus der Grossmutter lebte. Da der fragliche Entscheid mithin nicht auf
einen gemeinsamen Wohnsitz der Kinder und der Grossmutter in der Schweiz hindeutet, lässt
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sich daraus für die Beurteilung der eingangs gestellten Frage nichts ableiten. Aus den Akten
ergibt sich nämlich unzweifelhaft, dass die Kinder nach einem knapp fünf-monatigen Aufen-
thalt in der Schweiz – von August 2015 bis zum 7. Januar 2016 – wieder in Portugal lebten und
noch immer dort leben. Zwar zeigen dieselben Akten, dass während dieser fünf Monate zwis-
chen August 2015 und Januar 2016 ein Gesuch um Gewährung der Aufenthaltsbewilligung
zum Verbleib bei der Grossmutter in der Schweiz sowie ein Antrag auf eine Pflegeplatzbe-
willigung für die Grossmutter bearbeitet wurden. Nach der Rückkehr der Kinder nach Portu-
gal wurden das Gesuch um Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung sowie der Antrag auf eine
Pflegeplatzbewilligung hinfällig. Im Oktober 2016 wurde dann ein neuerlicher Antrag auf eine
Pflegeplatzbewilligung eingereicht und mit diversen Akten – Beitreibungsauszüge, Leumunds-
berichte, Lohnausweise und Unterhaltsverpflichtungen – untermauert, wobei einige wichtige
Dokumente – Berichte über den Gesundheitszustand – gemäss dem dem Gericht bekannten
Aktenstand noch fehlten. Dass eine Pflegeplatzbewilligung schliesslich dann auch erteilt wor-
den wäre, ist allerdings bis dato nicht aktenkundig. Mithin darf derzeit wohl vom Fehlen einer
entsprechenden Bewilligung ausgegangen werden. Aktenkundig ist sodann, dass der Inhaber
der elterlichen Sorge für die beiden Kinder, Kindsvater D, mit einer Wohnsitznahme der Kinder
in der Schweiz einverstanden wäre, obgleich er die Verhältnisse bei der Grossmutter einge-
standenermassen nicht kennt, und dass die Kinder- und Jugendschutzbehörde von Porto im
Interesse des Kindeswohl einen Umzug der Kinder zur Grossmutter in der Schweiz begrüssen
würde. Zu guter Letzt ist aktenmässig erstellt, dass die Grossmutter und ihr Lebenspartner
seit ihrer Einreise in die Schweiz regelmässig Geldbeträge an die Adresse der Tochter und zur
Verwendung für die Enkel nach Portugal überwiesen haben und noch immer überweisen und
dass diese Beträge sich seit Herbst 2016, soweit ersichtlich, regelmässig auf EUR 2’000.–
belaufen.

5.2
5.2.1 Nach Art. 4 Abs. 1 lit. d FamZG können auch erwerbstätige Grosseltern für ihre Enkelkinder
Kinderzulagen beanspruchen, so sie für deren Unterhalt in überwiegendem Masse aufkom-
men. Wohnen die fraglichen Enkel nicht im selben Haushalt wie die Grosseltern, gilt die Unter-
haltsleistung in überwiegendem Masse als erstellt, wenn die Grosseltern pro Kind mindestens
einen monatlichen Geldbetrag in der Höhe der maximalen vollen Waisenrente nach AHVG –
Stand derzeit Fr. 940.– – überweisen. Soweit vorliegend als erstellt gilt, dass die Beschwerde-
führerin monatlich und pro Enkelkind einen Betrag von EUR 1’000.– nach Portugal überweist,
erweist sich die Anspruchsvoraussetzung von Art. 4 Abs. 1 lit. d FamZG i.V.m. Art. 6 FamZV
ergo als grundsätzlich erfüllt.

5.2.2 Die Ausrichtung von Kinderzulagen ins Ausland, weil die Kinder im Ausland wohnen, ist
im Lichte von Erwägung 2.1.2 resp. Art. 24 FamZG und den dort zitierten EU-Verordnungen
sowie dem Freizügigkeitsabkommen zwischen der Schweiz und der EU, schliesslich auch im
Lichte von Rz. 302 FamWZL für zwei Kinder mit Wohnsitz in Portugal grundsätzlich nicht zu
beanstanden, zumal die andernorts zitierten Abkommen als ausreichende zwischenstaatliche
Vereinbarungen im Sinne von Gesetz und Verordnung gelten.
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5.2.3 Dem weiteren Argument der Beschwerdegegnerschaft, Art. 6 FamZG statuiere ein Dop-
pelbezugsverbot, ist unter Verweis auf Erwägung 2.2 bzw. auf Kieser/Reichmuth festzuhalten,
dass das fragliche Doppelbezugsverbot jedenfalls nach der einschlägigen Lehre im Falle des
Zusammenfallens von bundesrechtlichen Zulagen und Zulagen nach ausländischem Recht
keine Bedeutung haben, dass es mithin nur darum geht, dass innerhalb der Schweiz für das-
selbe Kind nicht zweimal Zulagen bezogen werden. Vorbehalten bleibt der Anspruch auf Dif-
ferenzzahlungen. Höchstrichterliche Praxis, die diese Einschätzung von Kieser/Reichmuth als
unrichtig erscheinen liesse, findet sich nicht. Die Tatsache, dass der portugiesische Staat vor-
liegend für die Kinder A und B im Rahmen der Sozialhilfezahlungen an die Mutter monatliche
Familienzulagen in der Höhe von EUR 35.19 pro Kind ausrichtet, spricht mithin nach Lehre und
Rechtsprechung nicht grundsätzlich gegen den zu beurteilenden Zulagenanspruch der Gross-
mutter. Allerdings gilt es nach den Randziffern 434 und 435 ff. der Wegleitung FamWZL zu
beachten, dass in internationalen Verhältnissen mit Staatsangehörigen der EU und der EFTA
der Anspruch des Erwerbstätigen dem Anspruch des Bezügers rentenabhängiger Leistungen
vorgeht bzw. dass der Anspruch des Erwerbstätigen auch dem Anspruch auf wohnsitzab-
hängige Leistungen vorgeht und dass bei gewissen Konstellationen der Anspruchskonkurrenz
Differenzzahlungen erfolgen sollen. Nach dem Gesagten erweist sich ein Anspruch zumindest
im Differenzbetrage zwischen der Zulage nach schweizerischen, nach zugerischen Recht und
den in Portugal pro Kind effektiv ausgerichteten EUR 35.19 als nicht ausgeschlossen.

5.2.4 Wie bereits in Erwägung 2.1.3 angesprochen, regelt Art. 7 FamZG die Anspruchskonkur-
renzen nach Schweizer Recht. Die in Abs.1 enumerierte Anspruchskaskade hält fest, dass ein
Zulagenanspruch zunächst der erwerbstätigen Person, erst in zweiter Linie der Person, die
die elterliche Sorge innehat und erst in dritter Linie jener, bei welcher das Kind lebt, zukommt.
Auch im Lichte dieser Bestimmung ist gegen einen Zulagenanspruch der Grossmutter in ca-
su nichts vorzubringen und Erwägung 5.2.3 vorstehend verdeutlicht überdies, dass auch in
grenzübergreifenden Verhältnissen im EU/EFTA-Raum erste Anspruchspriorität der erwerb-
stätigen Person zukommt.

5.2.5 Wenngleich Art. 6 FamZG im internationalen Verkehr grundsätzlich unbeachtlich ist,
erscheint eine Berücksichtigung der dort pro Kind im Rahmen der Sozialhilfe an die Mutter
erbrachten Leistungen von EUR 35.19 dem Gericht als gerechtfertigt, führte eine Nichtberück-
sichtigung dieser zugegebenermassen geringen Beträge nach portugiesischem Recht – so
diese durch die Gewährung der Schweizer Zulagen im Sinne der internationalen Anspruch-
skonkurrenz-Regelung nicht ohnehin hinfällig werden – doch zu einer Besserstellung gegenüber
landesinternen Verhältnissen, was dem Gleichheitsgebot wie dem Verbot des Rechtsmiss-
brauchs zuwider liefe. Schliesslich ist auch auf Art. 8 FamZV hinzuweisen, führte doch auch
das Ausserachtlassen der Regeln über die Kaufkraftanpassung zu einer nicht gerechtfertigten
Besserstellung von Kindern im Ausland gegenüber Kindern in der Schweiz.

6. Zusammenfassend ist festzustellen, dass der grundsätzliche Anspruch der Beschwerde-
führerin auf Kinderzulagen zugunsten ihrer in Portugal lebenden Enkel nicht per se verneint
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werden kann. Sehen Gesetz und Verordnung, Praxis und Lehre auch einen Anspruch für
Grosskinder vor, sofern die Unterhaltsleistungen zu deren Gunsten ein gewisses Mass über-
schreiten, sehen die hier zur Anwendung kommenden internationalen Vereinbarungen denn
auch Leistungen ins europäische Ausland vor und steht der Anspruch überdies im Einklang
mit den national und international geltenden Regeln über die Anspruchskonkurrenz, so ver-
mögen auch Zweifel an der schlussendlichen Verwendung der Gelder – solche können auch
bei „innerschweizerischen“ Verhältnissen auftreten – der Anspruchsberechtigung nicht ent-
gegenstehen. Ein offenbarer Rechtsmissbrauch ist für das Gericht hier nicht ersichtlich und
allein aufgrund der internationalen Komponente darf nicht auf einen solchen geschlossen
werden. Hingegen wird es Sache der Familienausgleichskasse sein, den Fortbestand des
Anspruchs regelmässig zu überprüfen, unter Vorbehalt der Rückforderung, sollten beispiel-
sweise die Unterhaltsleistungen nicht mehr den Anforderungen von Art. 6 FamZV genü-
gen. Nach dem Gesagten erweist sich die Beschwerde als begründet. Die Beschwerde ist
gutzuheissen und die Sache ist zur Festsetzung der Ansprüche im Sinne der Erwägungen an
die Vorinstanz zurückzuweisen.

(...)

Die Beschwerde wird insoweit gutgeheissen, als die Verfügung vom 12. Mai 2017 und der
Einspracheentscheid vom 3. November 2017 aufgehoben und die Sache zur Festsetzung von
Kinderzulagen für die A und B, wohnhaft in Portugal, im Sinne der Erwägungen an die Vorin-
stanz zurückgewiesen wird.

(...)

Urteil des Verwaltungsgerichts vom 12. April 2018, S 2017 164
Das Urteil ist rechtskräftig.

4.3 Art. 13 IVG i.V.m. Art. 2 f. GgV

Regeste:
Art. 13 IVG i.V.m. Art. 2 f. GgV – Zu den zu behandelnden Geburtsgebrechen zählen alle
Begleiterscheinungen, die medizinisch gesehen zum Symptomenkreis des infrage ste-
henden Gebrechens gehören. Der Anspruch auf Behandlung erstreckt sich auch auf die
sekundären Gesundheitsschäden, die nach medizinischer Erfahrung häufig die Folge des
Gebrechens sind. Vorausgesetzt wird diesfalls ein qualifizierter Zusammenhang zum Ge-
brechen und die Notwendigkeit der Behandlung. Auch mittelbare Folgen des Grundlei-
dens können in einem qualifiziert adäquaten Kausalzusammenhang gesehen werden
(Erw. 3.2). Verneinung eines ausreichenden Kausalzusammenhangs zwischen einer ak-
tuellen Schmelzbildungsstörung an den Zähnen und der Behandlung eines Geburtsge-
brechens zehn Jahren davor (Erw. 6.3.2).
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Aus dem Sachverhalt:

Die Versicherte, geboren 2007, italienische Staatsangehörige mit Niederlassungsbewilligung
C für die Schweiz, wurde Ende Dezember 2007 bei der IV-Stelle Zug zum Leistungsbezug
für Versicherte vor dem 20. Lebensjahr (medizinische Massnahmen) angemeldet. Als Leiden
wurde eine verschlossene Klappe des Tränenkanals festgehalten. Dem gleichzeitig eingere-
ichten Bericht des Kantonsspitals Luzern, für dieses Dr. A, Kinderspital Luzern, kann der Hin-
weis auf das Geburtsgebrechen 413 (Aplasie der Tränenwege/angeborenes Fehlen der Trä-
nenwege), sowie der handschriftliche Vermerk «Dakryozele bei kongenitaler Dakryostenose»
entnommen werden. Am 25. April 2008 äusserte RAD-Arzt Dr. B, FMH für Allgemeinmedizin,
das Geburtsgebrechen GG 413 bzw. ein als Folge der Aplasie operationsbedürftiger Befund
könnten bejaht werden und die entsprechende Operation sei von der Invalidenversicherung
zu übernehmen.

Am 28. Mai 2017 wurde die Versicherte erneut zum Bezug von Leistungen für Minderjährige
angemeldet. Wiederum ging es um medizinische Massnahmen. Es wurde auf eine erforder-
liche zahnärztliche Behandlung infolge Hypomineralisation der Zähne, auf ein Geburtsge-
brechen resp. auf eine Nebenwirkung und/oder einen Folgeschaden hingewiesen. Beigelegt
wurde ein Arztbericht des Luzerner Kantonsspitals, für dieses Dr. C. Der Bericht enthält die
Diagnose eines Status nach Dakryozystitis/Dacryozele 12/2007 und den Hinweis, dass im
Arzneimittel-Kompendium eine Hypomineralisation der Zähne nicht als Nebenwirkung der Be-
handlung mit Cephalosporinen aufgeführt werde, dass die Literatur aber Hinweise auf eine
mögliche Assoziation enthalte, dass ein Zusammenhang mithin nicht ausgeschlossen werden
könne. Am 11. Juli 2017 schlug RAD-Arzt Dr. D, FMH für Allgemeine Innere Medizin und zerti-
fizierter medizinischer Gutachter SIM, eine Anfrage bei Dr. med. dent. E vor. In Beantwortung
dieser Anfrage entgegnete Dr. E am 30. September 2017, ein kausaler Zusammenhang zwis-
chen der Antibiose mit Cephalosporinen im ersten Lebensmonat und der Hypomineralisation
der Zähne sei höchst unwahrscheinlich und eine Behandlung in Narkose rechtfertige sich bei
einem zehnjährigen Kind ohnehin nicht. Infolge dessen lehnte die IV-Stelle Zug das Ersuchen
um Kostengutsprache für medizinische Massnahmen mit Vorbescheid vom 17. Oktober 2017
bzw. Verfügung vom 18. Dezember 2017 ab.

Aus den Erwägungen:

(. . .)

3.
3.1 Nach Art. 13 IVG haben Versicherte bis zum vollendeten 20. Altersjahr Anspruch auf
die zur Behandlung von Geburtsgebrechen notwendigen medizinischen Massnahmen. Beginn
und Ende des Anspruchs werden in Art. 2 und 3 GgV geregelt. Als Geburtsgebrechen gelten
jene Krankheiten, die bei vollendeter Geburt bestehen (Art. 3 Abs. 2 ATSG). Die blosse Ver-
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anlagung zu einem Leiden gilt nicht als Geburtsgebrechen. Wann das Geburtsgebrechen als
solches erkannt wird, ist grundsätzlich unerheblich (Art. 1 Abs. 1 GgV).

3.2 Zur Behandlung des Geburtsgebrechens zählen ohne weiteres alle Begleiterscheinungen,
die medizinisch gesehen zum Symptomenkreis des infrage stehenden Gebrechens gehören.
Der Anspruch auf Behandlung erstreckt sich nach der herrschenden Lehre aber auch auf die
sekundären Gesundheitsschäden, die zwar nicht mehr zum Symptomenkreis des Geburtsge-
brechens gehören, die aber nach medizinischer Erfahrung häufig die Folge des Gebrechens
sind. Allerdings muss zum Leiden ein qualifizierter Zusammenhang bestehen und die Be-
handlung muss sich als notwendig erweisen. Nicht nur unmittelbare, auch mittelbare Folgen
des Grundleidens können in einem qualifiziert adäquanten Kausalzusammenhang gesehen
werden. Der IV erwächst eine Leistungspflicht nur im Rahmen der für das einzelne Geburts-
gebrechen vorgesehenen zeitlichen Limitierung. Schliesslich kann sich eine Leistungspflicht
ergeben, wenn ein Leiden zwar die Voraussetzungen für die Anerkennung als Geburtsge-
brechen nicht erfüllt, dessen Behandlung aber eine notwendige und wesentliche Vorausset-
zung zur Behandlung eines mit dem Geburtsgebrechen adäquat kausal zusammenhängen-
den Sprachgebrechens bildet (Ulrich Meyer/Marco Reichmuth, Rechtsprechung des Bun-
desgerichts zum IVG, dritte überarbeitete Auflage, Zürich/Basel/Genf 2014, Art. 13 N. 20
ff.).

(. . .)

4. Fakt ist, dass bei der Beschwerdeführerin das Geburtsgebrechen GG 413 diagnostiziert re-
sp. dass diese in den ersten Wochen während ungefähr eines Monats mit Antibiotika behan-
delt wurde. Fakt ist weiter, dass die Beschwerdeführerin heute einen Zahnschaden (Molaren-
Inzisives-Hypomineralisation [MIH]) aufweist, der der dringenden Behandlung bedarf. Streitig
ist, ob dieser Zahnschaden in einem qualifizierten kausalen Zusammenhang zum Geburtsge-
brechen bzw. zur unmittelbar postnatalen Behandlung des Geburtsgebrechens mit Antibiotika
steht, mithin jedenfalls als mittelbare Folge des Grundleidens zu werten ist.

(. . .)

6. In der Folge ist zu prüfen, ob der 2017 diagnostizierte Zahnschaden nach dem Beweis-
grad der überwiegenden Wahrscheinlichkeit in einem qualifizierten adäquaten Kausalzusam-
menhang zum Geburtsgebrechen 413 bzw. zur in diesem Zusammenhang in den ersten vier
Lebenswochen der Beschwerdeführerin erfolgten Antibiose steht.

6.1 Zum Beweisgrad der überwiegenden Wahrscheinlichkeit ist nur aber immerhin festzuhal-
ten, dass die überwiegende Wahrscheinlichkeit nicht quantifiziert werden kann. Sie über-
steigt die Annahme einer blossen Möglichkeit bzw. einer Hypothese und liegt andererseits
unter dem – im Zivilprozess massgebenden – Beweisgrad der strikten Annahme der zu be-
weisenden Tatsache. Die Wahrscheinlichkeit ist dann überwiegend, wenn der begründeten
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Überzeugung keine konkreten Einwände entgegenstehen. Von zwei oder mehreren Möglichkeit-
en ist diejenige überwiegend wahrscheinlich, die sich am ehesten zugetragen haben könnte
(vgl. Ueli Kieser, ATSG-Kommentar, dritte überarbeitete Auflage, Zürich/Basel/Genf 2015, Rz.
50 zu Art. 43 ATSG).

6.2 Zur Frage, was unter einem qualifizierten adäquaten Kausalzusammenhang zu verste-
hen ist, ist auf die einschlägige Rechtsprechung zu verweisen. Im Entscheid I 801/04 vom
6. Juli 2005 hielt das Bundesgericht (das damalige eidgenössische Versicherungsgericht)
in Erwägung 1.3 hierzu im Wesentlichen fest, nach der Rechtsprechung erstrecke sich der
Anspruch auf medizinische Massnahmen ausnahmsweise auch auf die Behandlung sekundär-
er Gesundheitsschäden, die zwar nicht mehr zum Symptomenkreis des Geburtsgebrechens
gehörten, aber nach medizinischer Erfahrung häufig die Folge dieses Gebrechens seien. Zwis-
chen dem Geburtsgebrechen und dem sekundären Leiden müsse demnach ein qualifizierter
adäquater Kausalzusammenhang bestehen. Nur wenn im Einzelfall dieser qualifizierte ursäch-
liche Zusammenhang zwischen dem sekundären Gesundheitsschaden und dem Geburtsge-
brechen gegeben sei und sich die Behandlung überdies als notwendig erweise, habe die Invali-
denversicherung im Rahmen des Art. 13 IVG für die medizinischen Massnahmen aufzukom-
men. An die Erfüllung der Voraussetzungen des rechtserheblichen Kausalzusammenhangs
seien strenge Anforderungen zu stellen, zumal der Wortlaut des Art. 13 IVG den Anspruch der
versicherten Minderjährigen auf die Behandlung des Geburtsgebrechens an sich beschränke
(AHI 1998 S. 249 Erw. 2a). Bejaht worden sei der qualifizierte adäquate Kausalzusammen-
hang beispielsweise zwischen einem Prader-Willi-Syndrom (Ziff. 462 GgV Anhang) und einer
morbiden Adipositas, weil diese eine fast zwangsläufige Konsequenz des Prader-Willi-Syn-
droms sei. Gleich entschieden worden sei im Falle einer Versicherten, welche an einer ange-
borenen Leukopenie (Ziff. 322 GgV Anhang) und einer Gingivitis gelitten habe, dies mit der
Begründung, Infektionen der Schleimhäute stellten unmittelbare Folgen der Leukopenie dar
und könnten mittelbar zu Zahnfleischentzündungen führen, welche wiederum Parodontose
verursachen könnten, sodass aufgrund dieser Verkettung das Risiko von weiteren Folgen des
Grundleidens derart immanent zu diesem selbst sei, dass der natürliche Kausalzusammen-
hang besonders eng sei und die Adäquanz augenfällig erscheine. Im Lichte dieser Recht-
sprechung habe das Eidgenössische Versicherungsgericht festgestellt, dass die Häufigkeit
des sekundären Leidens nicht das allein entscheidende Kriterium für die Bejahung eines qual-
ifizierten adäquaten Kausalzusammenhanges darstelle (vgl. auch I 438/02; I 32/06; I 29/06
Erw. 4.2 sowie Urteil 9C_917/2011 vom 28. März 2012 Erw. 3.1 und viele weitere).

6.3 Beurteilend ist vorab zu bedenken, dass die im Alter von ca. zehn Jahren bei der Beschw-
erdeführerin festgestellte Hypomineralisation der Zähne, die Schmelzbildungsstörung, nicht
in einem direkten Zusammenhang zum Geburtsgebrechen 413, d.h. zur Aplasie der Tränen-
wege resp. zur konkret diagnostizierten Dakryozele bei kongenitaler Dakryostenose steht.
Einen direkten Zusammenhang zwischen dem kongenitalen Verschluss der Tränenwege und
der Störung bei der Zahnschmelzbildung wird denn auch von niemandem behauptet. Fraglich
ist indes, ob insofern ein indirekter Zusammenhang bejaht werden könnte, als die Zahn-
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schmelzstörung überwiegend wahrscheinlich auf die zur Behandlung des Grundleidens im
Kleinkindalter durchgeführte Antibiotika-Abgabe zurück geführt werden könnte.

6.3.1 In Sichtung der vorliegenden Akten ist zunächst festzuhalten, dass allen Berichten und
Artikeln entnommen werden kann, dass es zur Ätiologie der MIH bis dato nur Vermutungen
hinsichtlich möglicher Ursachen gibt, dass die Ursache dieser Erkrankung aber noch weitge-
hend unerforscht resp. ungeklärt ist. Eine vorbehaltlose Bejahung eines qualifiziert adäquaten
Zusammenhangs zwischen der Antibiotika-Abgabe im Säuglingsalter während eines Monats
und der im Alter von zehn Jahren entdeckten Schmelzbildungsstörung findet sich in den vor-
liegenden Akten denn auch nirgends. Selbst dem Bericht wie dem Merkblatt von Frau Dr.
med. dent. F können nur Hinweise auf mögliche Ursachen entnommen werden, wobei das
fragliche Merkblatt die Antibiotika-Abgabe per se nicht einmal speziell erwähnt. Von den
zehn unter Erwägung 4.2 kurz angesprochenen Artikeln zum Thema MIH und dessen Ätiologie
beschränken sich neun auf den Hinweis auf diskutierte Möglichkeiten und auf die noch immer
herrschende Unklarheit. Demgegenüber enthält der unter www.dentalmagazin.de/praxiszahnmedizin“
am 8. Juni 2015 mit dem Titel „MIH: Ursachen der Mineralisationsstörung bei Kindern un-
bekannt“ erschienene Artikel immerhin noch den Hinweis, dass jede zur Ätiologie bestehende
Hypothese auch widerlegt werden könne. Gegen die These, dass die häufige Antibiotika-Ab-
gabe im frühen Kindesalter zu MIH führen könnte, spreche nämlich der Umstand, dass in
Greifswald die höchste regionale Antibiotika-Nutzung bei Kindern bis zu sechs Jahren, gle-
ichzeitig aber auch die niedrigste MIH-Rate verzeichnet sei. Klar gegen einen rechtsprechungs-
gemäss rechtsgenüglichen Kausalzusammenhang zwischen der Antibiotika-Abgabe im frühen
Kindesalter und der MIH spricht sich die von der IV-Stelle konsultierte Fachärztin Dr. med.
dent. E aus. Begründend hält sie im Wesentlichen fest, im ersten Lebensmonat eines Kindes
erfolge erst an den Höckerspitzen der ersten bleibenden Molaren eine Verkalkung des Zahn-
schmelzes. Vor diesem Hintergrund sei es höchst unwahrscheinlich, dass die einmonatige
Abgabe von Cedax und Zinat die Amenoblasten (Zahnschmelz bildende Zellen) aller bleiben-
den Zähne schädigen könne, andernfalls viel mehr Kinder betroffen sein müssten. Auch gehe
es vorliegend ja nur um einen Zahn. In der Diskussion um die Ätiologie der MIH sei die An-
tibiotika-Abgabe nur eine der verschiedenen diskutierten – aber in keiner Weise bewiesenen
– Ursachen.

6.3.2 Würdigend ist im Lichte der in Erwägung 6.2 angesprochenen Judikatur des Bundes-
gerichts festzustellen, dass ein qualifizierter adäquater Kausalzusammenhang zwischen der
Antibiotika-Abgabe im ersten Lebensmonat und der im Alter von zehn Jahren festgestell-
ten Schmelzbildungsstörung nicht als überwiegend wahrscheinlich erstellt gilt. Ein solch-
er Kausalzusammenhang gilt vielmehr als allerhöchstens möglich. Zum einen sprechen die
Dauer der Medikamentenabgabe und die Erfahrungstatsache, dass in diesem Zeitraum erst
die Höckerspitzen der ersten bleibenden Molaren, der 6er-Molaren, verkalken, gegen einen
Zusammenhang, bedenkt man insbesondere, dass in casu auch ein Inzisivus betroffen ist.
Sodann sprechen jedenfalls die in Greifswald, aber auch die in Düsseldorf erhobenen statis-
tischen Werte gegen eine gesicherte und primäre Ursächlichkeit der Antibiotika-Abgabe für
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die MIH. Zu bedenken ist alsdann, dass die Wissenschaft wie mehrfach erwähnt mindestens
ein halbes Dutzend mögliche Ursachen diskutiert und dass jedenfalls Umweltgifte, Dioxine
oder polychloriertes Biphenyl in der Muttermilch, aber auch ein allfällig länger-zeitiges Stillen
oder im Gegensatz dazu die Auswirkungen von chemisch behandelten – weichgemachten –
Schnullern oder Trinkflaschensaugern in casu als mögliche Ursachen nicht ausgeschlossen
werden können Zu guter Letzt ist auch nicht auszuschliessen, dass vorliegend auch eine
der weiteren, im ersten Aufsatz unter Erwägung 4.2, in fine aufgelisteten Ursachen, eine
der mit Fieberzuständen verbundenen Infektionskrankheiten oder eine leichtere Form einer
Mangelerscheinung für den 2017 entdeckten Zahnschaden verantwortlich sein könnte. Mit
anderen Worten: Selbst wenn die von der Wissenschaft diskutierten möglichen Ätiologien
der MIH als erhärtet gelten würden, könnte in casu nicht einfach auf die Antibiotika-Abgabe
im Kleinkindalter als Ursache geschlossen werden, da vorliegend auch andere Möglichkeit-
en nicht ausgeschlossen werden können. Beim derzeitigen Wissensstand der zahnmedizinis-
chen Forschung aber verbietet es sich ganz klar, einen qualifizierten adäquaten Kausalzusam-
menhang zwischen der Antibiotika-Behandlung des Geburtsgebrechens im Kleinkindalter und
der MIH anzunehmen. Daran ändert auch der Umstand, dass zum Zeitpunkt, als Frau Dr.
Anzidei ihren Bericht verfasst hatte, schon fünf Zähne betroffen waren, Frau Dr. E aber nur
von einem Zahn ausging, nichts. Im Gegenteil unterstreicht die Betroffenheit eines Inzisivus
die Beurteilung von Dr. E sogar noch.

6.4 Zusammenfassend ergibt sich folglich, dass die IV-Stelle kein Recht verletzte, wenn sie
einen rechtsprechungsgemäss ausreichenden Kausalzusammenhang zwischen der Schmelz-
bildungsstörung einerseits und der Behandlung des Geburtsgebrechens 413 andererseits
verneinte und die Übernahme der entsprechenden Behandlungskosten ablehnte. Wie obig
dargelegt, gilt ein qualifizierter adäquater Kausalzusammenhang folglich nicht als überwiegend
wahrscheinlich erstellt. Damit erweist sich die Beschwerde als unbegründet und sie ist vol-
lumfänglich abzuweisen.

Urteil des Verwaltungsgerichts vom 13. September 2018, S 2018 19
Das Urteil ist rechtskräftig.
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4.4 Art. 10 Abs. 1 EOG i.V.m. Art. 1 Abs. 2 lit. c EOV

Regeste:
Art. 10 Abs. 1 EOG i.V.m. Art. 1 Abs. 2 lit. c EOV – Ein Beschwerdeführer der im An-
schluss an seinen Militärdienst über keine Festanstellung verfügt, für mehrere Monate
ins Ausland verreist, zugleich keine einzige Arbeitsbemühung unternommen hat und be-
absichtigt, rund ein Jahr nach dem Dienstende mit dem Studium zu beginnen, wird nicht
als erwerbstätig qualifiziert. Aus diesem nachdienstlichen Verhalten resp. den Studien-
plänen ist mit überwiegender Wahrscheinlichkeit darauf zu schliessen, dass der Beschw-
erdeführer unmittelbar nach Abschluss der Berufslehre auch ohne Dienstantritt dasselbe
Verhalten an den Tag gelegt hätte bzw. länger auf Reisen gegangen wäre und ein Studi-
um (allenfalls mit Teilerwerbstätigkeit) in Angriff genommen hätte. Insofern ist einzig sein
nachdienstliches Verhalten relevant bzw. aussagekräftig (Erw. 5.3.2).

Aus dem Sachverhalt:

Der 1996 geborene Versicherte schloss am 31. Juli 2016 eine Berufslehre als Kaufmann
bei der A GmbH in Steinhausen ab und erlangte gleichzeitig die Berufsmaturität. Noch vor
dem offiziellen Abschluss der Ausbildung begann er am 4. Juli 2016 die Rekrutenschule. An-
schliessend diente der Versicherte bis zum 6. September 2017 durch.

Die Taggelder der Erwerbsausfallentschädigung (fortan: EO) wurden dem Versicherten in
regelmässigen Abständen im Umfang von zuerst Fr. 62.–, später Fr. 91.– pro Tag ausgerichtet.
Am 14. September 2017 beantragte der Versicherte die Ausrichtung einer höheren Entschädi-
gung gestützt auf die Tatsache, dass er vor dem Einrücken die Ausbildung abgeschlossen
habe und ohne Militärdienst erwerbstätig gewesen wäre. Mit Verfügung vom 21. November
2017 wies die Ausgleichskasse des Kantons Zug (fortan: AK Zug) das Gesuch ab. Dagegen
liess der Versicherte, vertreten durch seine Tante, Einsprache erheben und sinngemäss die
Aufhebung der Verfügung sowie ein höheres Taggeld beantragen. Mit Entscheid vom 16. März
2018 wies die AK Zug die Eisprache ab. Begründend führte sie aus, es lägen keine Anhalt-
spunkte vor, welche die Aufnahme einer Erwerbstätigkeit glaubhaft machen würden, hätte
der Einsprecher nicht einzurücken gehabt. Vielmehr sei festzustellen, dass gestützt auf die
Tatsache, dass der Einsprecher nach Beendigung des Militärdienstes einen Auslandaufen-
thalt angetreten habe, davon ausgegangen werden müsse, dass auch ohne Militärdienst nach
Abschluss der Berufsausbildung vorerst ein Auslandaufenthalt stattgefunden hätte und damit
die Vermutung von Art. 1 Abs. 2 lit. c EOV widerlegt sei.

Aus den Erwägungen:

(. . .)
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3.1 Personen, die in der schweizerischen Armee oder im Rotkreuzdienst Dienst leisten, haben
für jeden besoldeten Diensttag Anspruch auf eine Entschädigung (Art. 1a Abs. 2 EOG).

3.2 Während der Rekrutierung, der Rekrutenschule und der Grundausbildung von Person-
en, die ihre Dienstpflicht ohne Unterbruch erfüllen (Durchdiener), beträgt die tägliche Grun-
dentschädigung 25 Prozent des Höchstbetrages der Gesamtentschädigung (Art. 9 Abs. 1
EOG). Für Stellungspflichtige, Rekruten und Durchdiener in Grundausbildung, die Anspruch
auf Kinderzulagen haben, wird die tägliche Grundentschädigung nach Artikel 10 bemessen
(Art. 9 Abs. 2 EOG).

3.3 Während Diensten, die nicht unter Artikel 9 fallen, beträgt die tägliche Grundentschädi-
gung 80 % des durchschnittlichen vordienstlichen Erwerbseinkommens. Vorbehalten bleibt
Art. 16 Absätze 1-3 (Art. 10 Abs. 1 EOG). Grundlage für die Ermittlung des durchschnit-
tlichen vordienstlichen Erwerbseinkommens bildet das Einkommen, von dem die Beiträge
nach dem Bundesgesetz vom 20. Dezember 1946 über die Alters- und Hinterlassenenver-
sicherung (AHVG) erhoben werden. Der Bundesrat erlässt Vorschriften über die Bemessung
der Entschädigungen und lässt durch das Bundesamt für Sozialversicherungen verbindliche
Tabellen mit aufgerundeten Beträgen aufstellen (Art. 11 Abs. 1 EOG). Der Bundesrat kann für
Dienstleistende, die nur vorübergehend nicht erwerbstätig waren oder die wegen des Dien-
stes keine Erwerbstätigkeit aufnehmen konnten, besondere Vorschriften über die Bemessung
ihrer Entschädigung erlassen (Art. 11 Abs. 2 EOG).

3.4 War die dienstleistende Person vor Beginn des Dienstes nicht erwerbstätig, so entspricht
die tägliche Grundentschädigung den Mindestbeträgen gemäss Artikel 16 Absätze 1 – 3 EOG
(Art. 10 Abs. 2 EOG).

3.5 Als Erwerbstätige gelten gemäss Art. 1 Abs. 1 der Verordnung zum Erwerbsersatzgesetz
vom 24. November 2004 (EOV; SR 834.11) Personen, die in den letzten zwölf Monaten vor
dem Einrücken während mindestens vier Wochen erwerbstätig waren. Den Erwerbstätigen
gleichgestellt sind nach Abs. 2: Arbeitslose (lit. a); Personen, die glaubhaft machen, dass sie
eine Erwerbstätigkeit von längerer Dauer aufgenommen hätten, wenn sie nicht eingerückt
wären (lit. b); Personen, die unmittelbar vor dem Einrücken ihre Ausbildung abgeschlossen
haben oder diese während des Dienstes beendet hätten (lit. c). Im Weiteren regelt Art. 4
EOV die Berechnung der Entschädigung für die verschiedenen Gruppen Erwerbstätiger. Ab-
weichend vom in Abs. 1 geregelten Normalfall (massgebend ist der letzte vor dem Einrücken
erzielte Lohn) wird die Entschädigung für Personen, die unter Art. 1 Abs. 2 lit. c EOV fallen,
nach dem ortsüblichen Anfangslohn im betreffenden Beruf berechnet (Abs. 2 Satz 2).

4. Zwischen den Parteien ist die Höhe bzw. die Bemessung der Erwerbsausfallentschädigung
strittig. Während die Beschwerdegegnerin im angefochtenen Einspracheentscheid davon aus-
geht, für die Entschädigungsbemessung sei auf das vordienstliche Erwerbseinkommen als
Lehrling im Umfang von Fr. 1’450.– bzw. auf die Mindestentschädigung gemäss Art. 16 Abs. 2
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lit. a EOG (Fr. 91.–) abzustellen, stellt sich der Beschwerdeführer auf den Standpunkt, er
falle als Lehrlingsabsolvent unter den Personenkreis, der gemäss Art. 1 Abs. 2 lit. c EOV
erwerbstätigen Personen gleichgestellt sei, womit sich die EO-Entschädigung anhand des
ortsüblichen Anfangslohnes im Sinne von Art. 4 Abs. 2 Satz 2 EOV bemesse und mindestens
Fr. 120.– pro Tag betrage.

(. . .)

5. Unbestritten ist, dass die Dienstzeit des Beschwerdeführers ab dem 20. August 2016 bis
zum 6. September 2017 unter Art. 10 EOG fällt, handelt es sich doch nicht mehr um einen Di-
enst gemäss Art. 9 EOG (in casu: die Rekrutenschule), sondern um einen „anderen Dienst“,
namentlich um einen Durchdienerdienst als Soldat, Obergefreiter und schliesslich Wacht-
meister.

5.1 Mit der formell-gesetzlichen Bestimmung von Art. 10 EOG wird für die Entschädigungs-
bemessung zwischen (hypothetisch) Erwerbstätigen und Erwerbslosen unterschieden. Diese
Vorgabe kann nicht mittels Regelung in der entsprechenden Verordnung geändert werden
(«lex superior derogat legi inferiori»). Artikel 1 Abs. 2 lit. c EOV erlaubt demnach nicht die
Umqualifikation einer grundsätzlich nicht erwerbstätigen Person zu einer erwerbstätigen. Er
modifiziert lediglich die Beweisanforderungen für die Qualifikation (vgl. BGE 137 V 410 vom
12. Oktober 2011 Erw. 4.2.1). Mit anderen Worten ist eine spezielle Subsumption unter Art. 1
Abs. 2 lit. c EOV nur möglich, wenn die versicherte Person bereits als grundsätzlich Erwerb-
stätige qualifiziert wird, was vorliegend der Fall ist, war doch der Beschwerdeführer aufgrund
seiner Berufslehre als Kaufmann EFZ mit Berufsmaturität in den letzten zwölf Monaten vor
dem Einrücken während mindestens vier Wochen erwerbstätig.

Während sich für Arbeitslose im Sinne von Art. 10 des Bundesgesetzes über die obligatorische
Arbeitslosenversicherung und die Insolvenzentschädigung (AVIG, SR 837.0) die grundsät-
zliche Erwerbstätigkeit schon aus diesem Gesetz ergibt, müssen von lit. b erfasste Personen
die hypothetische Aufnahme einer Erwerbstätigkeit zwar nicht mit überwiegender Wahrschein-
lichkeit nachweisen, aber immerhin glaubhaft machen. Unter lit. c fallende Personen profi-
tieren von einer noch weiter gehenden Beweiserleichterung, indem – im Sinne einer geset-
zlichen Vermutung – die Beweislast zu Gunsten des Leistungsansprechers umgekehrt und
dessen Erwerbstätigkeit unterstellt wird. Diese Vermutung kann indessen durch den Beweis
des Gegenteils umgestossen werden, indem die Verwaltung Umstände geltend macht, welche
darauf schliessen lassen, dass der Leistungsansprecher auch ohne Dienstabsolvierung keine
Erwerbstätigkeit aufgenommen hätte (vgl. BGE 137 V 410 vom 12. Oktober 2011 Erw. 4.2.1).

5.2 Der Beschwerdeführer, der am 4. Juli 2016, als er in den Dienst einrückte, seine Beruf-
slehre zum Kaufmann mit Berufsmaturität faktisch und mit Diplom am 31. Juli 2016 abgeschlossen
hatte, fällt unter einen der in Art. 1 Abs. 2 EOV geregelten Sonderfälle, namentlich unter Art. 1
Abs. 2 lit. c EOV. Wie das Bundesgericht im bereits erwähnten Urteil vom 12. Oktober 2011
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(BGE 137 V 410) festgestellt hat, wird bei diesen Personen gesetzlich vermutet, dass sie eine
Erwerbstätigkeit aufgenommen hätten, wären sie nicht in den Dienst eingerückt.

5.2.1 Diese gesetzliche Vermutung steht – so das Bundesgericht in BGE 137 V 410 – mit der
Entstehungsgeschichte von Art. 1 Abs. 2 EOV im Jahr 1959 und mit der EOV-Revision von
2005 im Einklang. Die Beschwerdegegnerin übt hierzu Kritik und ist der Ansicht, die geset-
zliche Konstruktion von Art. 1 Abs. 2 EOV werde den heutigen Gegebenheiten nicht mehr
gerecht. Tatsächlich liegt es heutzutage im Trend, unmittelbar nach Abschluss der Beruf-
slehre eine Weiterbildung anzuhängen oder für längere Zeit ins Ausland zu verreisen. Trägt
man dieser Tatsache Rechnung, stellt sich zu Recht die Frage, ob die in Art. 1 Abs. 2 lit. c
EOV statuierte Vermutung der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit noch zeitgemäss ist bzw. ob
die von Art. 1 Abs. 2 lit. c EOV erfassten Personen nicht zumindest auch die (hypothetische)
Aufnahme einer Erwerbsfähigkeit glaubhaft machen müssten.

5.2.2 Solange jedoch gemäss höchstrichterlicher Rechtsprechung die gesetzliche Vermutung
in Art. 1 Abs. 2 lit. c EOV gilt, darf mithin vom Beschwerdeführer nicht verlangt werden, er
habe glaubhaft zu machen, dass er eine Erwerbstätigkeit von längerer Dauer aufgenommen
hätte, wenn er nicht eingerückt wäre. Vielmehr obliegt es der Beschwerdegegnerin, anhand
besonderer Umstände mit überwiegender Wahrscheinlichkeit nachzuweisen, dass der Dien-
stleistende ohnehin keine Erwerbstätigkeit aufgenommen hätte (BGE 137 V 410 Erw. 4.2.2).

5.3 Die Beschwerdegegnerin macht geltend, der Beschwerdeführer habe nach Beendigung
des Militärdienstes einen Auslandaufenthalt angetreten, so dass auch davon auszugehen sei,
dass er diesen auch ohne Militärdienst nach Abschluss der Berufsausbildung angetreten und
damit keine Erwerbstätigkeit aufgenommen hätte. Seiner Antwort vom 9. Oktober 2017 könne
zudem entnommen werden, dass der Berufseinstieg erst im nächsten Jahr erfolgen werde und
damals keine Anstellung und keine Weiterbildung oder Ausbildung vorgelegen habe.

5.3.1 Im oben schon oft zitierten BGE 137 V 410 Erw. 4.3 wurde die gesetzliche Vermutung
der Aufnahme einer Erwerbstätigkeit während des Dienstes (Art. 1 Abs. 2 lit. c EOV) als wider-
legt betrachtet, weil der Dienstleistende unmittelbar nach dem Dienst einen dreimonatigen
Auslandaufenthalt angetreten und sich zuvor nur um eine einzige (nicht ausgeschriebene)
Stelle beworben hatte. Entgegen der Auffassung des Beschwerdeführers, es sei nur der
Sachverhalt vor dem Militärdienst massgebend, kann gestützt auf diese höchstrichterliche
Rechtsprechung auch das nachdienstliche Verhalten des Beschwerdeführers berücksichtigt
werden. Mit anderen Worten durfte die Beschwerdegegnerin aus dem nachdienstlichen Ver-
halten des Beschwerdeführers – zumal sein vordienstliches Verhalten für den Sachverhalt
nichts hergibt (rückte doch der Beschwerdeführer noch im gleichen Monat in den Dienst ein,
in dem er die Berufslehre abschloss) – ihre Schlüsse ziehen. Soweit der Beschwerdeführer in
diesem Zusammenhang vorbringt, seine Antworten im Fragenkatalog (red. Anmerkung: vom
9. Oktober 2017, vgl. Erw. 4.4 oben), welche sich auf die Zeit nach dem Militärdienst bezogen
hätten, seien irrelevant, kann er nicht gehört werden.
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5.3.2 Aktenmässig ausgewiesen ist, dass der Beschwerdeführer seine Dienstpflicht Ende Au-
gust/Anfang September 2017 beendete und bei der persönlichen Abgabe der letzten EO-
Anmeldungsformulare am 26. September 2017 gegenüber der Beschwerdegegnerin mitteilte,
er werde nun für ein paar Monate herumreisen und habe keine Festanstellung (vgl. Erw. 4.3
oben). Letzteres bestätigte der Beschwerdeführer schriftlich am 9. Oktober 2017 unter gle-
ichzeitigem Hinweis, dass er derzeit auch in keiner Aus-/Weiterbildung sei, er im Herbst 2018
ein Studium beginnen und wieder ins Berufsleben einsteigen werde.

Unter diesen Umständen ist mit der Beschwerdegegnerin nicht davon auszugehen, dass der
Beschwerdeführer unmittelbar nach seinem Lehrabschluss zum Kaufmann eine Erwerbstätig-
keit hätte aufnehmen wollen. Vielmehr ist aus diesem nachdienstlichen Verhalten resp. den
Studienplänen mit überwiegender Wahrscheinlichkeit zu schliessen, dass der Beschwerde-
führer unmittelbar nach Abschluss der Berufslehre auch ohne Dienstantritt dasselbe Verhal-
ten an den Tag gelegt hätte bzw. länger auf Reisen gegangen wäre und ein Studium (allenfalls
mit Teilerwerbstätigkeit) in Angriff genommen hätte. Sein Einwand, es gebe keinen Beweis,
dass ein Ferienaufenthalt im Ausland nach Lehrabschluss geplant und gewünscht gewesen
sei, die Ferienplanung und Buchung sei erst im 2017 erfolgt, ändert daran nichts, ebenso
wenig wie das Argument, er hätte zum damaligen Zeitpunkt gar nicht über die finanziellen
Mittel für eine Auslandreise verfügt. Zudem stand für ihn nach dem Lehrabschluss fest, so-
fort in den Militärdienst einzurücken. Insofern ist einzig sein nachdienstliches Verhalten rele-
vant bzw. aussagekräftig. Der an den Militärdienst anschliessenden Auslandreise steht keine
einzige Arbeitsbemühung gegenüber resp. der Beschwerdeführer teilte der Beschwerdegeg-
nerin am 9. Oktober 2017 sogar unmissverständlich mit, dass der Berufseinstieg erst im
nächsten Jahr erfolgen werde.

5.3.3 Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass der Beschwerdegegnerin der Be-
weis des Gegenteils gelungen ist, sie mithin aufgrund der besonderen Umstände nachzuweisen
vermochte, dass der dienstleistende Beschwerdeführer ohnehin keine Erwerbstätigkeit aufgenom-
men hätte.

5.4 Erfüllt der Beschwerdeführer die Voraussetzungen von Art. 1 Abs. 2 lit. c EOV nicht, so
kann die Entschädigung auch nicht auf Grund des ortsüblichen Anfangslohns im betreffenden
Beruf (Art. 4 Abs. 2 Satz 2 EOV) berechnet werden.

6. In diesem Fall bildet Grundlage für die Bemessung der Entschädigung das letzte vor dem
Einrücken erzielte und auf den Tag umgerechnete Erwerbseinkommen im Sinne von Art. 5
AHVG (Art. 4 Abs. 1 EOV bzw. auch präzisierende Wegleitung zur EO für Dienstleistende und
Mutterschaft [WEO], gültig ab 1. Juli 2005, Stand 1. Januar 2015, Rz 5008). Gemäss Art. 10
Abs. 1 EOG beträgt die tägliche Grundentschädigung 80 Prozent des durchschnittlichen vor-
dienstlichen Erwerbseinkommens. Vorbehalten bleibt Art. 16 Absätze 1-3.

Die Beschwerdegegnerin hat im angefochtenen Entscheid zu Recht erkannt, dass 80 % des
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vom Beschwerdeführer vordienstlich erzielten Monatseinkommens von Fr. 1’450.– (AK-act.
. . .,. . . und . . .) unter dem Mindestbetrag liegt, weshalb sie dem Beschwerdeführer als Durch-
diener ohne Kinder für die fragliche Zeit vom 20. August 2016 bis und mit 6. September 2017
gestützt auf Art. 16 Abs. 2 lit. a EOG (37 % des Höchstbetrages [Fr. 245.–/Tag gemäss Art. 16a
EOG]) ein Taggeld von Fr. 91.– ausbezahlt hat.

Damit erweist sich die Beschwerde als unbegründet, weshalb sie vollumfänglich abzuweisen
ist.

Urteil des Verwaltungsgerichts vom 21. August 2018, S 2018 53
Das Urteil ist rechtskräftig.

4.5 Art. 8 AVIG i.V.m. Art. 15 AVIG

Regeste:
Art. 8 AVIG i.V.m. Art. 15 AVIG – Eine anderweitige Disposition während laufender Rah-
menfrist kann erst ab dem Zeitpunkt, an dem sie getroffen wurde, einen Einfluss auf die
Vermittlungsfähigkeit haben (Erw. 3.3).

Aus dem Sachverhalt:

Die Versicherte, Jahrgang 1988, HR-Fachfrau mit eidg. Fachausweis, meldete sich am 18. Dezem-
ber 2017 zur Arbeitsvermittlung und zum Bezug von Arbeitslosenentschädigung an. Da sich
die Versicherte vor Antritt ihrer neuen Stelle per 1. Juni 2018 zu einem Sprachaufenthalt
in Thailand entschieden hatte, meldete sie sich per 16. Februar 2018 wieder ab. Mit Verfü-
gung vom 16. Februar 2018 erklärte das Amt für Wirtschaft und Arbeit (AWA) die Versicherte
als vermittlungsunfähig, weil aufgrund des knappen Zeitabstands zwischen der Anmeldung
zum Leistungsbezug (18. Dezember 2017) einerseits und dem Sprachaufenthalt (Flug am
19. Februar 2018) andererseits eine nur sehr geringe Wahrscheinlichkeit bestehe, von einem
Arbeitgeber eine Anstellung zu erhalten. Erschwerend kämen ein zögerliches Wachstum der
Schweizer Wirtschaft sowie der anhaltend schwierige Arbeitsmarkt hinzu. Die am 15. März
2018 dagegen erhobene Einsprache wies das AWA mit Entscheid vom 20. April 2018 vol-
lumfänglich ab. Mit Verwaltungsgerichtsbeschwerde vom 17. Mai 2018 beantragte die Ver-
sicherte sinngemäss die Aufhebung des Einspracheentscheids vom 20. April 2018 und die
Feststellung ihrer Vermittlungsfähigkeit für den fraglichen Zeitraum. Mit Vernehmlassung vom
4. Juni 2018 beantragte das AWA die Abweisung der Beschwerde.

Aus den Erwägungen:

(. . .)

3.
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3.1 Gemäss Art. 8 Abs. 1 AVIG hat die versicherte Person Anspruch auf Arbeitslosenentschädi-
gung, wenn sie ganz oder teilweise arbeitslos ist (lit. a), einen anrechenbaren Arbeitsausfall
erlitten hat (lit. b), in der Schweiz wohnt (lit. c), die obligatorische Schulzeit zurückgelegt und
weder das Rentenalter der AHV erreicht hat noch eine Altersrente der AHV bezieht (lit. d), die
Beitragszeit erfüllt hat oder von der Erfüllung der Beitragszeit befreit ist (lit. e), vermittlungs-
fähig ist (lit. f) und die Kontrollvorschriften erfüllt (lit. g).

3.2 Nach Art. 15 AVIG als vermittlungsfähig gilt, wer bereit, in der Lage und berechtigt ist,
eine zumutbare Arbeit anzunehmen und an Eingliederungsmassnahmen teilzuhaben (Abs. 1).
Zur Vermittlungsfähigkeit gehört mithin nicht nur die Arbeitsfähigkeit im objektiven Sinne,
sondern subjektiv auch die Bereitschaft, die Arbeitskraft den persönlichen Verhältnissen ent-
sprechend auch einzusetzen. Dabei ist die Vermittlungsfähigkeit prospektiv, d.h. von jenem
Zeitpunkt aus und unter Beachtung der Verhältnisse, die bei Verfügungserlass vorlagen, zu
beurteilen. Der Begriff der Vermittlungsfähigkeit schliesst graduelle Abstufungen aus. Hinge-
gen sind deren Teilelemente (Bereitschaft, Fähigkeit und Berechtigung) aufgrund der persön-
lichen Umstände der versicherten Person zu beurteilen. Die Frage der Vermittlungsfähigkeit
ist unter Würdigung aller im Einzelfall wesentlichen, objektiven und subjektiven Faktoren
zu beurteilen. Die Art der gesuchten zumutbaren Arbeit sowie der Umfang des für die ver-
sicherte Person in Betracht fallenden Arbeitsmarktes sind von Bedeutung (Barbara Kupfer
Bucher, Rechtsprechung des Bundesgerichts zum Sozialversicherungsrecht, Bundesgesetz
über die obligatorische Arbeitslosenversicherung und Insolvenzentschädigung, 4. Auflage,
Zürich/Basel/Genf 2013, S. 69 f.; Urteil des Bundesgerichts 8C_382/2010 vom 1. Juli 2010,
Erw. 2.2). Hat eine versicherte Person auf einen bestimmten Termin anderweitig disponiert
und steht deshalb für eine neue Beschäftigung nur noch während einer relativ beschränk-
ten Zeit zur Verfügung, ist sie in der Regel nicht vermittlungsfähig (BGE 126 V 520 Erw.
3a mit Hinweisen). Zeitliche Einschränkungen auf einen bestimmten Zeitpunkt ergeben sich
z. B. bei Auslandreise, Rückkehr von Ausländern in ihren Heimatstaat, Militärdienst, Ausbil-
dung, Aufnahme und Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit usw. (vgl. AVIG-Praxis
ALE/B227). Die AVIG-Praxis nimmt dabei Vermittlungsfähigkeit einer versicherten Person an,
wenn diese dem Arbeitsmarkt für mindestens drei Monate zur Verfügung steht. Entschei-
dend für die Beurteilung des Einzelfalles sind dabei nicht in erster Linie der Arbeitswille und
die Arbeitsbemühungen der versicherten Person oder gar die Frage, ob sie in dieser Zeit
effektiv eine Beschäftigung gefunden hat. Massgebend ist vielmehr, ob mit einer gewissen
Wahrscheinlichkeit angenommen werden kann, dass ein Arbeitgeber die versicherte Person
für die konkret zur Verfügung stehende Zeit noch einstellen würde (BGE 126 V 520 Erw. 3a;
BGE 110 V 207 Erw. 1; SVR 2000 ALV Nr. 1 S. 1 Erw. 2b; ARV 1991 Nr. 3 S. 24 Erw. 2b, 1990
Nr. 14 S. 84 Erw. 2a). Bei Verfügbarkeit unter drei Monaten kann die Vermittlungsfähigkeit
bejaht werden, wenn aufgrund der Arbeitsmarktsituation und der Flexibilität der versicherten
Person – der Bereitschaft zur Annahme von Arbeiten ausserhalb des erlernten Berufes bzw.
von Temporärstellen – eine gewisse Wahrscheinlichkeit besteht, dass letztere von einem Ar-
beitnehmer angestellt wird (AVIG-Praxis ALE/B227). Wer hingegen eine geeignete, jedoch
nicht unmittelbar antretbare Stelle findet, handelt in Erfüllung der allen versicherten Person-

29



Inhaltsverzeichnis

en obliegenden Schadenminderungspflicht. Er hat nicht das Risiko einer allenfalls noch län-
geren Arbeitslosigkeit auf sich zu nehmen. In einem solchen Fall ist die Vermittlungsfähigkeit
bis zum Zeitpunkt des Stellenantritts zu bejahen, auch wenn in der Praxis kaum Aussicht
auf eine vorübergehende Beschäftigungsmöglichkeit besteht (Barbara Kupfer Bucher, a.a.O.,
S. 71 f.; BGE 110 V 207 Erw. 1).

3.3 Disponiert eine versicherte Person (erst später) während laufender Rahmenfrist für den
Leistungsbezug anderweitig, ist zu prüfen, ob sie ab diesem Zeitpunkt beziehungsweise der
folgenden Kontrollperiode auf Grund der nunmehr beschränkten zeitlichen Verfügbarkeit noch
als vermittlungsfähig gelten kann. Dabei geht es aber nicht darum zu entscheiden, ob die Ver-
mittlungsfähigkeit für die noch verbleibende Dauer arbeitsmarktlicher Verfügbarkeit gegeben
ist. Vielmehr ist danach zu fragen, ob die versicherte Person, hätte sie bei ansonsten un-
veränderten Umständen die betreffende Disposition bereits vor bzw. bei der Anmeldung zum
Taggeldbezug getroffen, in der Lage (gewesen) wäre, eine zumutbare Arbeit anzunehmen.
Anders ausgedrückt ist die versicherte Person bei der Beurteilung der weiteren Vermittlungs-
fähigkeit für die verbleibende Zeitspanne so zu stellen, wie wenn sie bereits vor Eintritt der
Arbeitslosigkeit oder bei deren Andauern vor Ablauf der Leistungsrahmenfrist auf einen bes-
timmten späteren Zeitpunkt anderweitig disponiert hätte. Ist unter dieser Hypothese die Ver-
mittlungsfähigkeit auf dem in Betracht fallenden allgemeinen Arbeitsmarkt zu bejahen, hat
die versicherte Person auch nach der betreffenden Disposition als vermittlungsfähig zu gel-
ten, andernfalls ist ihre Vermittlungsfähigkeit ab diesem Zeitpunkt zu verneinen (vgl. Urteil
des Sozialversicherungsgerichts Zürich AL.2004.00457 vom 26. November 2004, Erw. 1.2;
Entscheid des Kantonsgerichts Basel-Landschaft 715 14 34/134 vom 5. Juni 2014, Erw. 3.6;
SVR 2000 ALV Nr. 1 mit Hinweisen; SZS 1999, S. 251 ff.). Das Bundesgericht hat bestätigend
festgehalten, dass die Disposition erst ab dem Zeitpunkt, an dem sie getroffen wurde, einen
Einfluss auf die Vermittlungsfähigkeit haben kann. Die Prüfung der konkreten Aussichten, in
der zur Verfügung stehenden Zeit angestellt zu werden, erstreckt sich dagegen zugunsten
des Versicherten auf die gesamte Zeitspanne ab Anmeldung zum Bezug von Arbeitslose-
nentschädigung bis zum Beginn der getroffenen Disposition. Damit soll eine Benachteiligung
gegenüber denjenigen Versicherten vermieden werden, die bei sonst gleichen Verhältnissen
bereits vor Eintritt der Arbeitslosigkeit oder bei deren Andauern vor Ablauf der Leistungsrah-
menfrist auf einen bestimmten Zeitpunkt anderweitig disponiert haben und deren Vermit-
tlungsfähigkeit deswegen für die gesamte beschränkte Dauer einer möglichen Anstellung auf
dem in Betracht fallenden allgemeinen Arbeitsmarkt bejaht worden ist (vgl. Urteil des Bun-
desgerichts C 37/05 vom 6. Juli 2005, Erw. 2.2 f.).

4. Fakt ist, dass sich die Beschwerdeführerin am 18. Dezember 2017 zum Bezug von Ar-
beitslosenentschädigung anmeldete und dass sie am 9. Februar 2018 eine Stelle per 1. Ju-
ni 2018 als HR-Rekrutiererin fand. Als erstellt gilt weiter, dass die Beschwerdeführerin am
19. Februar 2018, also noch vor Antritt der neuen Arbeitsstelle, nach Thailand reiste, um einen
Sprachaufenthalt zu absolvieren. Streitig ist, ob die Beschwerdeführerin ab dem 18. Dezem-
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ber 2017 als vermittlungsfähig zu qualifizieren ist, was von der Beschwerdegegnerin verneint
wird. (...)

(...)

6. Streitig ist wie erwähnt, ob der Beschwerdeführerin die Vermittlungsfähigkeit ab dem
18. Dezember 2017 zu Recht abgesprochen wurde.

6.1 Während die Beschwerdegegnerin die Auffassung vertritt, die Beschwerdeführerin sei ab
dem 18. Dezember 2017 als nicht vermittlungsfähig zu beurteilen, weil angesichts des kurzen
Zeitraums ab Anmeldung vom 18. Dezember 2017 bis zum Beginn des Sprachaufenthalts vom
19. Februar 2018 eine sehr geringe Wahrscheinlichkeit bestehen würde, für diesen Zeitraum
von einem Arbeitgeber eine Anstellung angeboten zu erhalten, stellt sich die Beschwerde-
führerin auf den Standpunkt, sie hätte sich erst nach dem Unterzeichnen des neuen Ar-
beitsvertrages dazu entschieden, einen Sprachaufenthalt zu absolvieren und somit die Zwis-
chenzeit bis zum Antritt der neuen Arbeitsstelle sinnvoll zu nutzen.

6.2 Zunächst ist festzustellen, dass die Beschwerdegegnerin richtig erkannt hat, dass die
Beschwerdeführerin ab dem Zeitpunkt der Anmeldung (18. Dezember 2017) dem Arbeits-
markt nur für knapp zwei Monate zur Verfügung stehen konnte, stand danach doch ihr
Sprachaufenthalt in Thailand an (Flug am 19. Februar 2018). Mithin hat nur eine sehr geringe
Wahrscheinlichkeit bestanden, von einem Arbeitgeber eine Anstellung zu erhalten, weshalb
die Beschwerdegegnerin die Vermittlungsfähigkeit unter diesen Umständen grundsätzlich zu
Recht verneint hat.

Die Beschwerdegegnerin verkennt jedoch, dass die Umdisposition, d.h. der Entscheid vorgängig
zum Stellenantritt einen Sprachaufenthalt in Thailand zu absolvieren, nach der bundesgerichtlichen
Rechtsprechung erst ab dem Zeitpunkt, in dem sie getroffen wurde, einen Einfluss auf die
Vermittlungsfähigkeit haben kann. Die Verneinung der Vermittlungsfähigkeit wirkt sich entge-
gen der Auffassung der Beschwerdegegnerin somit nicht auf den Zeitraum aus, der vor dem
Entschluss der versicherten Person, anderweitig zu planen, liegt (vgl. Erw. 3.3). Vorliegend
gibt es keine Anhaltspunkte dafür, dass sich die Beschwerdeführerin bereits im Zeitpunkt der
Anmeldung für einen Sprachaufenthalt entschieden haben könnte. Vielmehr erscheint es für
das Gericht glaubhaft und wird seitens der Beschwerdegegnerin auch nicht bestritten, dass
sich die Beschwerdeführerin erst nach Unterzeichnen des neuen Arbeitsvertrages, mithin er-
heblich nach Anmeldung zum Taggeldbezug, nämlich am 15. Februar 2018, als sie den Flug
nach Bangkok gebucht hat, entschieden hat, vorgängig zum Antritt der neuen Arbeitsstelle
einen Sprachaufenthalt zu absolvieren, zumal sie die neue Stelle erst per 1. Juni 2018 antreten
konnte und sie dementsprechend die dazwischen liegende Zeit sinnvoll nutzen wollte. Nach
dem Dargelegten ist die Vermittlungsfähigkeit der Beschwerdeführerin somit ab dem Zeit-
punkt der Umdisposition am 15. Februar 2018 bis zur Abmeldung am 16. Februar 2018 zu
verneinen.
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Für den davorliegenden Zeitraum ist die Vermittlungsfähigkeit hingegen zu bejahen, ging die
Beschwerdeführerin im Zeitpunkt der Anmeldung doch davon aus, dass sie sich für eine
«unbeschränkte» Zeit der Arbeitsvermittlung zur Verfügung stellen würde.

Die Beschwerde erweist sich somit insofern als begründet und ist gutzuheissen, als die Ver-
mittlungsfähigkeit vom 18. Dezember 2017 bis zum 15. Februar 2018 zu bejahen ist.

(. . .)

Urteil des Verwaltungsgerichts vom 13. September 2018, S 2018 57
Das Urteil ist rechtskräftig.
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